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derte der r. Vorsitzende des Mie-
terbundes Regensburg, Kurt
Schindler, die Regensburger

Stadtbau-GmbH auf, in den Miet-
verträgen die Anzahl der Qua-
dratrneter-Wohnfläche genau

anzugeben.

Mit dem Verweis auf mögliche
Messfehler verzichtet die Stadt-

bau-GmbH derzeit darauf, in ih-
ren Mietverträgen die Wohnflä-
che nach Quadratmetem zu be-

nennen und beschråinkt sich in
der Wohnungsbeschreibung auf
die Angabe der Zimmerzahl.

Diese Praxis widerspricht dem
Transparenzgebot und führt bei
mietrechtlichen Vorgängen zu
Initationen, Missverständnissen

und Berechnungsfehlem. Die

Wohnfläche ist ein wesentlicher
Berechnungsfaktor bei Mieter-
höhungen, Betriebskostenab-

rechnungen und seit Geltung der
Mieþreisbremse bei der Enech-
nung der höchstzulässþn Mie-
te bei der Neuvermietung. Die

Angabe der Wohnfläche im Miet-
vertrag ist daher unverzichtbar.
Mit seinem Urteil vom r8. No-

vember zor5 hat der Bundesge-

richtshof klar festgestellt, dass

für Regelungen des Wohnraum-

mietrechts alleine die tatsächli-
che Wohnfläche maßgeblich ist
(BGH, Vm ß.z66lU). Auch bei
einer fehlenden Angabe (Verein-

barung) der Wohnfläche im
Mietvertrag muss ein Vermieter
bei einer Mieterhöhung die tat-
sächliche Wohnfläche angeben.

Der Hinweis auf mögliche Mess-

fehler und der darauf gestützte

Verzicht auf die Angabe der
Wohnfläche im Mietvertrag be-

seitigt weder das Problem etwai-
ger Messfehler, noch befteit es

den Vermieter von der Pflicht,
die tatsächliche Wohnfläche zu
ermitteln und offenzulegen.

Schon wegen der durch das Miet-
rechtsnovellierungsgesetz neu
geschaffenen Rechtslage kommt
der Wohnfläche eine herausra-
gende Bedeutung zu. Die Miete
dchtet sich bei Abschluss eines

Mietverüages über Wohnraum
in Gebieten mit angespannten

Wohnungsmärkten nach Para-
graph 556d Absatz r BGB nach
der ortsüblichen Vergleichsmie-

te. Hierbei ist, wie sich aus der
Begründung des oben genann-

ten Urteils des BGH ergibt, für die
Bildung der Vergleichsmiete die
tatsächliche wohnfläche maß-
geblich. Andemfalls könnte
durch den Ansatz erhöhter

Wohnflächen die Mietpreisbe-
genzung unterlaufen werden.
Dass bisher die Methode der Er-

mittlung der Wohnfläche durch
die Rechtsprechung nicht ver-
bindlich geregelt wurde, steht
dem nicht entgegen. Der Bun-
desgerichtshof hat hierzu
mehrmals (zum Beispiel mit Ur-
teil vom z4.März zoo4, VIII ZR

2g4lery,) entschieden, dass man-
gels verbindlicher Regelungen
über die Wohnflächenberech-
nung die Wohnflächenverord-
nung allgemein zur Berech-

nung herangezogen werden
kann.
Besonders evident wird das Pro
blem bei der Datenerhebung ftir
einen - qualifi zierten - Mietspie-
gel. Hier werden regelmäßig die
vereinbarten Flächen in die Fra-
gebögen eingetragen. Wegen der
Zehn-Prozent-Rechtsprechun g

des BGH im Gewåihrleistungs-

recht gibt es in Deutschland Re-

gionen, in denen diæe Grenze in
der Vergangenheit bewusst von
Vermietem und Maklern ausge-

nutztwurde.
Da zunächst nur der Vermieter
über die Daten der Wohnung ver-
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ftigt, sowohl hinsichtlich der Ge-

samnpohnfläche aller Wohnun-
gen eines Mehrparteienhauses
als auch der einzelnen Wohnun-
gen, besteht nach Auffassung
des Mieterbundes eine Ver-
pflichtung und ein einklagbarer
Anspruch zur Offenlegung die-
ser Daten bei VerEagsabschluss

und auch während des laufen-
den Mietverhåiltnisses.

Der Hinweis der Stadtbau-GmbH

auf mögliche Messfehler und
den damit begündeten Verzicht
aufdie Angabe der tatsächlichen
Wohnfläche im Mietvertrag im-
pliziert das Vorhandensein sol-
cher Fehler. Der Mieterbund Re-

gensburg wird daher bei der Prü-
fung von Heiz- und Betriebskos-

tenabrechnungen, Mieterhö-
hungsbegehren und Vertragsab-

schlüssen ein besonderes Au-
genmerk auf die Verwendung
der Wohnflächen als Berech-

nungsgrundlage legen.

Gerade für ein dem Gemeinwohl
verpflichtetes städtisches Woh-
nungsuntemehmen sind Trans-
parenz und Nachvollziehbarkeit
von Vertragsinhalten Verpflich-
tung. t
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